za 


Gele: Sammlung 
| für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 5262.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des Alt⸗ 
maͤrkiſchen Wiſche⸗Deichverbandes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
10. Auguſt 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. ö 


Nachdem von dem Altmärkifchen Wiſche⸗Deichverbande beſchloſſen wor⸗ 
den, die zur Regulirung des Alands und zur Ausfuͤhrung der damit in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Deichbauten erforderlichen Geldmittel zum Theil im Wege 
einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag des Deichamtes: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Gläubiger unkuͤnd⸗ 
bare Obligationen ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Ge⸗ 
maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 100,000 Thalern, 


welche in 50 Apoints zu 500 Thaler, in 500 Apoints zu 100 Thaler und in 
5 500 Apoints zu 50 20 g en auszufe 
. Huͤlfe der Meliorationskaſſen⸗Beitraͤge des Altmaͤrkiſchen Wiſche⸗Deichverbandes 


vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung er⸗ 
theilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 


Johrgang 1860. Gar. 5262. 59 Das 
Ausgegeben zu Berlin den 25. September 1860. 
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Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligatio⸗ 
nen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, ift durch 
die Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. : 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 


Gegeben Oſtende, den 10. Auguſt 1860. 


(JL. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation 
des Altmärkiſchen Wiſche⸗Deichverbandes 


Dir 2.3 . 
fuͤnfhundert 5 
über | einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 
funfzig 


f Der Altmaͤrkiſche Wiſche⸗Deichverband verſchuldet dem Inhaber dieſer, Sei⸗ 
tens des Glaͤubigers unkuͤndbaren Verſchreibung die Summe 
fuͤnfhundert 
einhundert ( Thalern, 
funfzig \ 
deren Empfang das unterzeichnete Deichamt beſcheinigt. | 
„Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Ausfuͤhrung ſeiner Me⸗ 
liorationen von dem Deichverbande in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privile⸗ 
giums 


von 


N 


en 
um OO ee (Gefeß- Sammlung vom Jahre 186. 


1 ) aufgenommenen Geſammtdarlehns von Einmal hundert tauſend 
Thalern. 


Die Ruͤckzahlung der Schuld geſchieht ſpaͤteſtens vom 2. Januar 1866. 
ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe mit wenigſtens Einem Prozent jaͤhr⸗ 
lich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, gebil⸗ 
deten Tilgungsfonds. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1865. ab im Mo⸗ 
nat Juni jeden Jahres, zuerſt im Juni 1865., und die Auszahlung des Ka⸗ 
pitals und der Zinfen erfolgt dann in dem Zinstermine am 2. Januar des 
folgenden Jahres. Der Verband behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, nach Ab⸗ 
lauf von vier Jahren den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu ver⸗ 
ſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 
Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter 
Bezeichnung ihrer Nummern und ihres Betrages, ſowie des Termins, an wel⸗ 
chem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Be⸗ 
kanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monak vor dem Zahlungs⸗ 
termine in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, dem Magdeburger Amtsblatt 
und dem Oſterburger Kreisblatt. Sollte eines oder das andere der bezeichne⸗ 
ten Blaͤtter eingehen, ſo beſtimmt der Oberpraͤſident der Provinz Sachſen, in 
welchem anderen Blatte die Bekanntmachung erfolgen ſoll. i 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, in der erſten Woche des Januar und Juli, von 
heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Deichkaſſe in in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitster⸗ 
mins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤczuliefern. Fuͤr die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ractzaßlungstermie nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jah⸗ 
ren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Verbandes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts- Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Seehausen 
in der Altmark. 1 


(Nr, 5202, 59% Zins⸗ 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſitt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤh⸗ 
rigen Verjaͤhrungsfriſt bei dem Deichamte anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch ac daha der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1865. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Deich⸗ 
o gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie beige⸗ 
druckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldoerſchreibung, ſofern de⸗ 
ren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Verband mit feinem Grundvermoͤgen, ſowie mit den Beitraͤgen, welche auf 
Grund des H. 11. der Allerhoͤchſt 1 Verordnung vom 1. Juli 1859. 
(Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1859. S. 367.) von den Verbandsgenoſſen er⸗ 
hoben werden. ; 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Seehauſen in der Altmark, den enn 18. 


Das Deichamt des Altmärkiſchen Wiſche⸗Deichverbandes. 
(Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter A@ ..... 


ig 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Zins-Kupon 
zur 8 
Obligation des Altmärkiſchen Wiſche⸗Deichverbandes 
Hittr. N 
uber Thaler Silbergroſchen Pfennige. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 


VVV 18... und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbemerkten Obli⸗ 
gation fr das Halbjahr vom . FVV 
mit (in Buchſtabenn Tholen Silbergroſchen . Pfennige bei der 
Deichkaſſe zun 

Seehauſen in der Altmark, den . en.. 18% 


Das Deichamt des Altmärfifchen Wiſche⸗Deich verbandes. 
(Facsimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 


Eingetragen im Regiſter S. 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Tage der Fälligkeit ab, erhoben wird. 


(Vf. 52625263.) f (Nr. 5263.) 
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(Nr. 5263.) Statut wegen Bildung einer Genoſſenſchaft zur Ent- und Bewaͤſſerung der 
Wieſen im Luͤckerather Bachthale. Vom 25. Auguſt 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


ertheilen hiermit dem beigeſchloſſenen Statute wegen Bildung einer Genoſſen⸗ 

. ſchaft zur Ent⸗ und Bewaͤſſerung der Wieſen im Luͤckerather Bachthale, auf 

5 Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 57. (Geſetz⸗Sammlung 
Be vom Jahre 1843. ©. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853, Artikel 2, 
9 2 (Geſetz- Sammlung vom Jahre 1853. S. 183.), die landesherrliche Beſtaͤtigung. 


i Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Oſtende, den 25. Auguſt 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


ix BE: Gr. v. Puͤckler. Fuͤr den Juſtizminiſter: 
5 Müller, 


Statut 


des Lückerather Wieſenverbandes im Kreiſe Sieg, 
Bürgermeiſterei Ruppichteroth. 


Verhandelt Roſe, den 30. Juni 1857. 


Vb dem unterzeichneten Buͤrgermeiſter erſchienen die Eigenthuͤmer der Grund⸗ 
ſtuͤcke in dem Luͤckerather Bachthale bei Roſe, wie fie auf der beigeſchloſſenen 
Karte des Wieſenbaumeiſters Börner vom Jahre 1857. und dem dazu gehoͤri⸗ 
gen Kataſterauszuge vom 16. Februar 1857. bezeichnet ſind, und verabredeten 
unter ſich folgenden Genoffenfchaftsvertrag auf Grund des Geſetzes über die 
Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. $$. 56. ff. (Geſetz Samm⸗ 
lung vom Jahre 1843. S. 51.). 

H. 1. 


= 
H. 1. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke bilden einen Wieſenverband, 
um den Extrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent⸗ und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 


Der Verband waͤhlt ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


H. 2. 


Die Haupt-Bes und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, die 
Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur Dekan Berieſelung der Verbands⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Ver⸗ 
bandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den beſtellten 
1 9 anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſtzu⸗ 
ellen iſt. 5 


Die Beſaamung, der Umban und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Duͤngung ze. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. N 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 


Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt, unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 
der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre 
Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben 


Dürfen. 
der es), H. 4. 


ge 4, 


Die Anlegung der nöthigen Graben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige Vor⸗ 
theile erſetzt werden follte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten hier⸗ 
22 5 „ mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 

CIT. S. 9.). 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht e des Wieſen⸗ 


verbandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. R 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und 
Verſaͤumniß erhält jedoch der Wieſenvorſteher eine von den Verbandsgenoſſen 
in der Generalverſammlung zu beſchließende jahrliche Berguͤtung pro Morgen. 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wie⸗ 
ſenſchoͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und fo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 

Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beobachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. 5.7 
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Sc | ! 
Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehöͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: 5 f 8 
a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Hilfe des betreffenden Wieſenbaumeiſters zu ver⸗ 
anlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen; . ER 
b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 5 e 
c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wiefenfchöffen. zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; i 
d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 8 N 
e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; f 3 75 
1) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 
In Perhinderungsfaͤllen laßt fich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. : x 


N 


: Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ftellt der Vorſtand einen 

Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche ue an, deſſen Lohn die General⸗ 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes eins fir allemal bee 

b a Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. N 5 


Dier Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
CEigenthuͤmer darf die Schleuſen Öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt. die Be⸗ 
wuaͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. f 
Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
en des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
erweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. e 
Jahrgang 1860. (Ir. 5263.) *60 NER 
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F. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (efr. §. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge⸗ 
noſſen betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
5 weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die 

oſten. . 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 

Waͤhlbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 


Öffentlichen Gemeindeaͤmtern wählbar ift, mindeſtens Einen Morgen Wieſe be⸗ 
ſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. 


Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen 
die Perſon des Buͤrgermeiſters von den Betheiligten erhoben werden, welche 
deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes beeintraͤchtigen. 


§. 10. 

Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 

K 14; 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 


Sm 5 
Das Auſſehtsrecht wird van den Kresslandrath bon, ber Königlichen 
Regierung in Coͤln als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter für die land⸗ 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten ehandhabt in dem Umfange und mit den Be⸗ 
chörden der Gemeinden zuſtehen. 


pt 


fugniſſen, welche den Aufſichtsb 


H. 12. 


Dies Statut kann nur mit Genehmigung des Miniſters fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten abgeaͤndert werden. 


(Folgen die Unterſchriften.) 


(Nr. 5264.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter der 
Benennung „Aktiengeſellſchaft fir Gasbeleuchtung in Hamm“ mit dem 
Domizil zu Hamm errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 8. September 

1860. A 


Dame Königliche Hoheit der Prinz Regent haben, im Namen Sr. Majeftät 
des Königs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 17. Auguſt d. J. die Errich⸗ 
tung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen „Aktiengeſellſchaft für Gas⸗ 
beleuchtung in Hamm“ mit dem Domizil zu Hamm im Regierungsbezirk Arns⸗ 
berg zu genehmigen und deren Statuten zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch 
no Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes tiber die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit dem Bemerken zur offentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden wird. i | 


Berlin, den 8. September 1860, 


Der Miniſter Der Miniſter für Handel, Gewerbe 
des Innern. und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Schwerin. Im Auftrage: 
Hoene. 


(r. 263 5265.) (Nr. 5265.) 


— 


(Nr. 5265.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 30. Auguſt 1860., betreffend 


die Umwandlung der Kommanditgeſellſchaft zur Gruͤndung des Bades 


Neuenahr im Regierungsbezirk Coblenz in eine Aktiengeſellſchaft unter der . 
Firma: „Aktiengeſellſchaft zur Gründung des Bades Neuenahr im Ahr: 
thale“ und Beſtaͤtigung ihres Statuts. Vom 10. September 1860. 


I Regenten Prinzen von Preußen Königliche Hoheit haben, im Namen 
Seiner Majeſtaͤt des Königs, mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 30. Auguſt 
1860. auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. die Umwandlung der 
beſtehenden Kommanditgeſellſchaft zur Gründung des Bades Neuenahr im Re⸗ 
gierungsbezirk Coblenz in eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zur Gruͤndung des Bades Neuenahr im Ahrthale“ mit dem Domizil zu 
Neuenahr zu genehmigen und deren Statuten zu beftätigen geruht, was hier⸗ 
durch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, 
daß der Allerhöchfte Erlaß nebſt Statuten durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Coblenz bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 10. September 1860. 


Der Minifter für Handel,” Der Der Minifter der geiſt 
Gewerbe und öffentliche Miniſter lichen, Unterrichts⸗ und 


Arbeiten. des Innern. Medi e e 

x heiten 
v. d. Heydt. Gr. v. Schwerin. Im Auftrage: 
Lehnert. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). : 


